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Herausforderungen für Parlamente in der 
Corona-Krise – Versuch eines Überblicks1

Martin Wilhelm, MLaw, Assistent, Doktorand 
Felix Uhlmann, Prof. für Staats- und Verwal-
tungsrecht sowie Rechtsetzungslehre an der 
Universität Zürich1    

1. Einleitung

Sowohl die Bundesversammlung als auch 
die kantonalen Parlamente hatten ange-
sichts der Coronavirus-Pandemie im Früh-
jahr 2020 unter hohem Zeitdruck Entschei-
dungen von hoher staatspolitischer Be-
deutung zu treffen und dabei viele Fragen 
zu ihrer Funktionsweise in Krisenzeiten 
zu beantworten, auf die ihr Organisations- 
und Verfahrensrecht zumindest keine of-
fensichtlichen Antworten bereithielt. 
Rund drei Monate nach Einsetzen der 
Pandemie steht fest, dass die Parlamente 
in der Schweiz auch in einer Krise dieses 
Ausmasses funktionieren. Nicht zu über-
sehen ist allerdings, dass sie bei weitem 
nicht reibungslos funktioniert haben. In 
vielen Fragen konnten sie sich nicht auf 

1 Der vorliegende Beitrag basiert in Teilen auf den 
folgenden Gutachten: Felix Uhlmann, Kurzgutachten 
zuhanden Kantonsrat Zürich betreffend Kompeten-
zen des Kantonsrates unter dem Notverordnungs-
recht (Coronavirus) und weitere Fragen vom 19. März 
2020; Felix Uhlmann/martin Wilhelm, Kurzgutachten 
zuhanden der Sozialdemokratischen Fraktion der 
Eidgenössischen Räte betreffend die Durchführung 
von Sessionen und Kommissionssitzungen in aus-
serordentlichen Lagen (Coronavirus) vom 3. April 
2020; Felix Uhlmann/martin Wilhelm, Kurzgutachten 
zuhanden der Sozialdemokratischen Fraktion der 
Eidgenössischen Räte betreffend Sessionsabbruch 
und Einberufung zu einer ausserordentlichen Ses-
sion vom 16. April 2020; Felix Uhlmann, Kurzgutach-
ten zuhanden des Stadtrates Frauenfeld betreffend 
Durchführung von Sitzungen des Gemeinderates 
während der Corona-Krise vom 16.  April 2020 (alle 
abrufbar unter https://www.ius.uzh.ch/de/staff/pro 
fessorships/alphabetical/uhlmann.html).

klare Rechtsgrundlagen stützen, und in 
eini gen Fällen haben sie bzw. einzelne ih-
rer Organe auch Entscheide getroffen, de-
ren Zulässigkeit zumindest fraglich ist. Das 
Gros ihrer Arbeit zur Bewältigung der Krise 
steht zudem erst noch an; zahlreiche von 
den Regierungen in der Form von Notver-
ordnungen erlassene Regelungen müssen 
in ordentliches Recht überführt werden. 
Dabei müssen die Parlamente sicherstel-
len, dass ihre Mitglieder vor Ansteckun-
gen geschützt bleiben und sich Sitzungen 
nicht zu Virenherden entwickeln; Behör-
den müssen gute Beispiele abgeben, nicht 
schlechte.
Der vorliegende Beitrag beleuchtet die 
Rolle (Ziff.  2.) und die Funktionsweise 
(Ziff. 3.) von Parlamenten in der Krise und 
zieht anschliessend erste Schlussfolge-
rungen (Ziff. 4.) im Hinblick auf die weitere 
Krisenbewältigung sowie Vorkehren für all-
fällige künftige Krisen.

2. Die Rolle von Parlamenten  
in der Krise

2.1. Die Rolle der Bundes-
versammlung

2.1.1. Kontrolle und gegebenenfalls 
Korrektur der bundesrätlichen 
Massnahmen zur kurzfristigen 
Krisenbewältigung

Das sog. intrakonstitutionelle Notrechts-
system weist dem Bundesrat selbständige 
Notverordnungs- und Verfügungsrechte zu 
(Art. 184 Abs.  3 und Art. 185 Abs.  3 BV2).3 

2 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft vom 18. April 1999 (SR 101).
3 Vgl. Florian BrUnner/martin Wilhelm/Felix Uhlmann, 
Das Coronavirus und die Grenzen des Notrechts, 
Überlegungen zu einer ausserordentlichen ausser-
ordentlichen Lage, AJP 6/2020 685 ff.; 686, 688.
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Die Ausrufung einer «ausserordentlichen 
Lage» oder eines «Notstandes» durch die 
Bundesversammlung ist nicht erforderlich;4 
das im Ausland vorkommende Modell einer 
Ermächtigung kennt die Schweiz an sich 
nicht, auch wenn sie es in beiden Weltkrie-
gen angewendet hat.5 Hingegen verfügt die 
Bundesversammlung über Instrumente, 
um in die bundesrätlichen Notmassnah-
men einzugreifen.
Zu nennen ist zunächst der Genehmigungs-
vorbehalt für nicht budgetierte Ausgaben 
nach Art. 28 und Art. 34 FHG6. Diese ver-
langen, dass nicht budgetierte Verpflich-
tungs- bzw. Nachtragskredite vorgängig 
von der Finanzdelegation (jeweils Abs.  1) 
und nachträglich vom Parlament geneh-
migt werden (jeweils Abs.  2). Bei Krediten 
von über 500 Millionen Franken können ein 
Viertel der Mitglieder eines Rates oder der 
Bundesrat die Einberufung der Bundes-
versammlung zu einer ausserordentlichen 
Session verlangen, um diese zu beraten 
(jeweils Abs. 3 i.V.m. Art. 2 Abs. 3 ParlG7).
Nur einen nachträglichen Eingriff erlaubt 
das Notverordnungsrecht des Parlaments 
nach Art. 173 Abs. 1 lit. c BV. Weil das par-
lamentarische Rechtsetzungsverfahren 
schwerfälliger ist und der Bundesrat durch 
die Verwaltung über einen bedeutenden 
Wissensvorsprung verfügt, kommt dem 
Notverordnungsrecht des Parlaments in 
einer ersten Phase der Krisenbewältigung 
nur eine marginale Bedeutung zu. Auch 
mittelfristig kommt ihm keine nennens-
werte Bedeutung zu, da parlamentarische 
Notverordnungen nicht wesentlich schnel-

4 Vgl. andreas stöckli, Regierung und Parlament in 
Pandemiezeiten, ZSR Sondernummer Pandemie und 
Recht (2020) 9 ff., 16 f., für andere mögliche Modelle.
5 Vgl. andreas kley, Pandemie und exekutive Selbst-
ermächtigung, NZZ vom 18. Mai 2020, 8; ausführlich 
ders., Verfassungsgeschichte der Neuzeit, 4.  Aufl., 
Bern 2020, 305 ff. und 343 ff.
6 Bundesgesetz über den eidgenössischen Fi-
nanzhaushalt (Finanzhaushaltgesetz) vom 7. Okto-
ber 2005 (SR 611.0).
7 Bundesgesetz über die Bundesversammlung (Par-
lamentsgesetz) vom 13. Dezember 2002 (SR 171.10).

ler erlassen werden können als dringliche 
Bundesgesetze.8 Zu Recht wird es aber als 
«Modifikations- und Annullationsrecht»9 in 
Bezug auf Notverordnungen des Bundes-
rats gesehen, da Akte der Bundesversamm-
lung solchen des Bundesrates im Konflikt-
fall vorgehen.10 Während ein Eingreifen des 
Parlaments in Notverordnungen des Bun-
desrats in Bezug auf die Rechtssicherheit 
grundsätzlich heikel ist,11 erschiene es im 
Falle eines Kompetenzmissbrauchs durch 
den Bundesrat durchaus angezeigt, dass 
das Parlament «die Notbremse zieht».12 
Dies etwa dann, wenn der Bundesrat unnö-
tigerweise vollendete Tatsachen schaffen 
würde, obwohl eigentlich Zeit für eine ge-
setzliche Lösung bliebe.13

Der Bundesversammlung stehen zudem 
die parlamentarischen Vorstösse nach Art. 
118 Abs.  1 ParlG zur Verfügung. So kann 
sie per Motion (Art. 120 Abs.  1 ParlG) die 
Anpassung einer Notverordnung verlan-
gen. Da das Gesetz für ausserordentliche 
Lagen keine beschleunigte Beantwortung 
von Vorstössen vorsieht, ist sie allerdings 
darauf angewiesen, dass der Bundesrat 
solche von sich aus so rasch wie möglich 
beantwortet.14 

8 Vgl. auch andrea caroni/steFan G. schmid, Notstand 
im Bundeshaus, Die Rolle der Bundesversammlung 
in der (Corona-)Krise, AJP 6/2020 710 ff., 714, die 
darauf hinweisen, dass die Erarbeitung einer Not-
verordnung auf eine Kommissionsinitiative hin nur 
schon drei bis vier Sitzungen der federführenden 
Kommission erfordert.
9 Urs saxer, in: Die schweizerische Bundesverfas-
sung, St. Galler Kommentar, 3. Aufl., Zürich/St. Gal-
len 2014, Art. 173 N 7; vgl. auch stöckli (Fn. 4), 35.
10 Vgl. Giovanni BiaGGini, BV Kommentar, Bundesver-
fassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
2.  Aufl., Zürich 2017, Art. 148 N 4, Art. 173 N 5.
11 BrUnner/Wilhelm/Uhlmann (Fn.  3), 700 f.; stöckli 
(Fn. 4), 35 f.
12 Zum Ganzen detaillierter BrUnner/Wilhelm/Uhl-
mann (Fn. 3), 690 f.
13 Ebd., 701.
14 Nach Art. 121 Abs. 1 ParlG stellt der Bundesrat 
«in der Regel bis zum Beginn der nächsten ordentli-
chen Session nach Einreichung des Antrags auf de-
ren Annahme oder Ablehnung». Bei der Bewältigung 
der Coronavirus-Pandemie sagte der Bundesrat zu, 
Motionen in Bezug auf die Notmassnahmen umge-
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2.1.2. (Dringliche) Gesetzgebung zur 
 mittelfristigen Krisenbewältigung 
und zum Ersatz von Notrecht

Das Notverordnungsrecht des Bundesrats 
ist subsidiär zur Gesetzgebungskompe-
tenz der Bundesversammlung. Kann eine 
Regelung auf dem Wege der dringlichen 
Gesetzgebung i.S.v. Art. 165 Abs.  1 BV er-
lassen werden, so entfällt die zeitliche 
Dringlichkeit und mithin eine der Voraus-
setzungen bundesrätlicher Notverordnun-
gen.15 Entscheidend für die Zuständigkeit 
zum Erlass von rechtsetzenden Bestim-
mungen zwecks Krisenbewältigung ist also 
die Dauer des dringlichen Gesetzgebungs-
verfahrens. Während manche dringlichen 
Bundesgesetze teilweise sehr kurzfristig 
verabschiedet werden, ist der Zeitbedarf 
bei komplexen sowie bei politisch umstrit-
tenen Vorlagen allerdings grösser. Die Bun-
desversammlung ist jedenfalls aber für die 
mittel- und langfristige Krisenbewältigung 
zuständig, soweit dazu wichtige rechtset-
zende Bestimmungen i.S.v. Art. 164 Abs. 1 
BV zu erlassen sind.
Die zeitliche Dringlichkeit und damit die 
Zulässigkeit der Notverordnung entfällt 
auch nachträglich, wenn inzwischen eine 
bundesgesetzliche Grundlage für die 
Massnahme hätte erlassen werden kön-
nen.16 Auf Gesetzesstufe statuiert Art. 7d 
Abs.  2 RVOG einen entsprechenden Ab-
lösungsmechanismus. Aufgrund dessen 
muss der Bundesrat den Inhalt von Not-
verordnungen innert sechs Monaten nach 
deren Inkrafttreten dem Parlament un-

hend zu beantworten und gegebenenfalls umzuset-
zen sowie die Kommissionspräsidenten vor Erlass 
wichtiger neuer Notrechtsbestimmungen zumindest 
zu informieren, vgl. die Erklärung von Bundespräsi-
dentin Simonetta Sommaruga im Ständerat, AB S 
2020 177. Vor der ausserordentlichen Session vom 
4.  bis am 6. Mai 2020 beantwortete der Bundesrat 
alle 39 entsprechenden Vorstösse, vgl. das Votum 
von Präsident Hans Stöckli im Ständerat, AB S 2020 
175. Zum Ganzen siehe caroni/schmid (Fn.  8), 712, 
719; stöckli (Fn. 4), 36.
15 Vgl. dazu und nachfolgend BrUnner/Wilhelm/Uhl-
mann (Fn. 3), 689 f.
16 Vgl. dazu und nachfolgend ebd., 690 f.

terbreiten, falls dieser nicht nur für kurze 
Zeit gelten soll. Umgekehrt muss das Par-
lament die entsprechende Vorlage in naher 
Zukunft beraten, um der Subsi diarität des 
Notverordnungsrechts gerecht zu werden, 
auch wenn Art. 7d RVOG keine entspre-
chende Frist statuiert.

2.1.3. Oberaufsicht 

Die Bundesversammlung übt die Oberauf-
sicht u.a. über den Bundesrat aus (Art. 69 
Abs.  1 BV). Dies muss insbesondere auch 
beim Erlass von Notrecht gelten. Das gel-
tende Recht sieht zwar im Zusammenhang 
mit dem Erlass von Notverordnungen und 
-verfügungen nach Art. 185 Abs.  3 bzw. 
Art. 184 Abs.  3 BV keine besondere Re-
chenschaftspflicht des Bundesrates und 
keine besondere Untersuchungspflicht der 
Bundesversammlung vor.17 Zumindest im 
Rahmen der Zuständigkeit der Geschäfts-
prüfungskommissionen für die Prüfung der 
Rechtmässigkeit der Geschäftsführung 
des Bundesrates (Art. 26 Abs. 1 und Abs. 3 
lit. a i.V.m. Art. 52 Abs. 1 ParlG) werden ent-
sprechende Pflichten aber zu bejahen sein. 
Bei einer länger anhaltenden Krise sollte 
eine Prüfung aus unserer Sicht zeitnah er-
folgen.

2.2. Die Rolle der kantonalen 
 Parlamente

Anstelle vieler sei hier und im Folgenden 
das Beispiel des Kantons Zürich erwähnt. 
Dort darf der Regierungsrat nach Art. 72 
Abs.  1 KV18 Notverordnungen erlassen.19 

17 Wie sie aber teilweise gefordert wird, vgl. stöckli 
(Fn.  4), 35; ralph trümpler, Notrecht, Zürich/Basel/
Genf 2012, Rz.  471. Auf freiwilliger Basis legte der 
Bundesrat vor Beginn der Sommersession 2020 be-
reits schriftlich Rechenschaft ab, vgl. den Bericht 
über die Ausübung seiner Notrechtskompetenzen 
und die Umsetzung überwiesener Kommissionsmo-
tionen seit Beginn der Coronakrise vom 27. Mai 2020.
18 Verfassung des Kantons Zürich vom 27. Februar 
2005 (LS 101).
19 Gemäss dem Verwaltungsgericht des Kantons 
Zürich allerdings nicht allein zum Schutz vor einem 
sozialen oder wirtschaftlichen Notstand, vgl. Urteil 
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Nach Art. 72 Abs. 2 KV muss er diese dem 
Kantonsrat unverzüglich zur Genehmigung 
unterbreiten. Diese hat so rasch als mög-
lich zu erfolgen.20 Die Verordnungen fallen 
nach Art. 72 Abs. 2 KV spätestens ein Jahr 
nach ihrem Inkrafttreten dahin. Bestim-
mungen, die länger gelten sollen, müssen 
also auf dem Wege der Gesetzgebung i.S.v. 
Art. 50 Abs. 1 KV erlassen werden. Wie die 
Bundesversammlung ist auch der Zürcher 
Kantonsrat für die Oberaufsicht über die 
Regierung zuständig (Art. 57 Abs. 1 KV); er 
bzw. die entsprechenden Aufsichtskom-
missionen sind u.a. zur Prüfung der Recht-
mässigkeit der Geschäftsführung des Re-
gierungsrats berufen (§  104 Abs.  1 i.V.m. 
§ 105 Abs. 1 KRG21). Ohne auf die kantons-
spezifischen Eigenheiten der entsprechen-
den Regelungen einzugehen, lässt sich 
also feststellen, dass auch dem Zürcher 
Kantonsrat bei der Bewältigung einer Krise 
wichtige Aufgaben zukommen.

2.3. Fazit
Den Parlamenten kommt eine Kontroll-
funktion in Bezug auf Notrechtserlasse 
der Regierung zu, sie sind aufgrund ihrer 
Gesetzgebungsfunktion zur mittel- und 
langfristigen Krisenbewältigung berufen 
und sie müssen ihre Oberaufsichtsfunktion 
gerade auch hinsichtlich der Anwendung 
von Notrechtsklauseln wahrnehmen. Ihre 
zentrale Rolle in der Krise lässt sich zudem 
aus einer verfassungstheoretischen Sicht 
untermauern. Abweichungen vom Legali-
tätsprinzip bzw. vom Grundsatz der Gewal-
tenteilung sind nur zu nur rechtfertigen, 
soweit sie dem Erhalt des Rechtsstaats 
bzw. der ansonsten nicht möglichen Errei-
chung zentraler Ziele dienen. Sie dürfen nie 
weiter gehen als nötig. Die gewaltenteilige 
Ordnung wird dadurch keineswegs ausge-

vom 28. Mai 2020, AN.2020.00004, E. 4.2 [noch nicht 
rechtskräftig].
20 isaBelle häner, Art. 72, in: Isabelle Häner/Markus 
Rüssli/Evi Schwarzenbach (Hrsg.), Kommentar zur 
Zürcher Kantonsverfassung, Zürich 2007, N 9.
21 Kantonsratsgesetz vom 25. März 2019 (LS 171.1).

hebelt.22 Die Krise ist für das Parlament 
deshalb nicht Anlass zu einer Pause, son-
dern im Gegenteil eine zusätzliche Heraus-
forderung. 

3. Die Funktionsweise von 
 Parlamenten in der Krise

3.1. Selbstbestimmung über 
Sitzungs einberufung und  
-abbruch

3.1.1. Bundesversammlung

Da in einer Krisensituation primär der 
Bundesrat zum Schutz der Polizeigüter 
durch Erlass von Notverordnungen und 
-verfügungen berufen ist (vgl. Ziff.  2.1.1.), 
stellt sich die Frage, ob er auch die Durch-
führung von Parlamentssitzungen regeln 
und gegebenenfalls verbieten darf, um Ge-
fährdungen der Parlamentsmitglieder, des 
Personals, der Öffentlichkeit und der Funk-
tionsfähigkeit des Parlaments als Ganzes 
abzuwenden.
Das ab dem 17. März 2020 geltende ge-
nerelle Veranstaltungsverbot nach Art. 6 
Abs.  1 COVID-19-Verordnung 223 erfasste 
zumindest dem Wortlaut und den Erläute-
rungen des Bundesamtes für Gesundheit24 
nach auch Sitzungen politischer Gremien. 
Bei solchen handelt es sich um ein «zeit-
lich begrenztes, in einem definierten Raum 
oder Perimeter stattfindendes und geplan-
tes Ereignis, an dem mehrere Personen 
teilnehmen», auch ein «Zweck» und eine 
«Programmfolge» sowie die Verantwor-
tung einer «Institution» sind gegeben. Für 
die Bundesversammlung wurde aber zu 

22 Vgl. u.a. stöckli, (Fn. 4), 11; eva maria Belser/and-
reas stöckli/Bernhard Waldmann, Der schweizerische 
Föderalismus funktioniert auch im Krisenmodus, 
Sonderausgabe Newsletter IFF 2/2020, 5.
23 Verordnung 2 über Massnahmen zur Bekämp-
fung des Coronavirus (COVID-19) vom 13. März 2020 
(SR 818.101.24); vgl. AS 2020 783.
24 Erläuterungen des Bundesamtes für Gesund-
heit (BAG) zur Verordnung 2 vom 13. März 2020 über 
Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus 
( COVID-19-Verordnung 2), Fassung vom 16. März 
2020, 5.
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Recht nicht die Auffassung vertreten, der 
Bundesrat sei kompetent, Parlaments-
sitzungen zu verbieten. Um ihre Kontroll-
funktion (vgl. Ziff. 2.1.1.) auszuüben, muss 
sie sich gegebenenfalls auch gegen den 
Willen des Bundesrates versammeln kön-
nen. Auch dürfen Abweichungen von den 
üblichen Zuständigkeiten nur so weit ge-
hen, wie zur Krisenbewältigung unbedingt 
nötig (vgl. Ziff. 2.3.). Als separater und unter 
Vorbehalt der Rechte von Volk und Ständen 
oberster Gewalt im Bund (Art. 148 Abs.  1 
BV) kommt der Bundesversammlung in or-
ganisatorischer Hinsicht ein Selbstbestim-
mungsrecht zu.25 Solange sie die nötigen 
Massnahmen zur Gefahrenabwehr selber 
treffen kann, rechtfertigt sich eine Abwei-
chung davon nicht. Gleiches gilt analog für 
die Judikative, die gegen Notverordnun-
gen des Bundesrates (inzidenten) Rechts-
schutz gewähren können muss; auch ihr 
kann der Bundesrat ein Tätigwerden nicht 
verbieten.
Anzumerken ist, dass in einer Krisensi-
tuation, in der bestimmte Bevölkerungs-
gruppen besonders gefährdet sind und von 
den Behörden dazu aufgefordert werden, 
zuhause zu bleiben, ein Widerspruch zur 
Pflicht (Art. 10 ParlG) und zum Recht der 
Parlamentsmitglieder entsteht, an den 
Sessionen teilzunehmen. Verändert sich 
aufgrund der Empfehlungen von Behörden 
und Wissenschaft die Zusammensetzung 
des Parlaments anhand von unter Art. 8 
Abs. 2 BV verpönten Kriterien wie nament-
lich des Alters oder der körperlichen Be-
hinderung, so ist dies nicht nur aus Sicht 
der Individualrechte der betroffenen Par-
lamentsmitglieder, sondern auch des Prin-
zips der demokratischen Repräsentation 

25 Ähnlich Felix Uhlmann/ralph trümpler, Problem-
stellungen und Lehren aus der Corona-Krise aus 
staats- und verwaltungsrechtlicher Sicht, in: Hel-
bing Lichtenhahn Verlag (Hrsg.), Covid 19 – Ein Pano-
rama der Rechtsfragen zur Corona-Krise, Basel 2020 
[im Erscheinen], Rz. 16. Vgl. auch Art. 36 ParlG, wo-
nach die Räte Geschäftsreglemente erlassen, und 
Art. 69 Abs.  1 ParlG, wonach die Bundesversamm-
lung über das Hausrecht in den Ratssälen verfügt.

sowie der Gewährleistung der politischen 
Rechte (Art. 34 Abs. 1 BV) der betroffenen 
Wählerinnen und Wähler problematisch.26 
Entsprechende Sitzungen sind «verfas-
sungsrechtlich belastet».27 Deswegen ist 
aber nicht etwa der Verzicht auf diese, son-
dern die Gewährleistung von sicheren Teil-
nahmemöglichkeiten zu fordern.

3.1.2. Kantonale Parlamente

Für die kantonalen Parlamente gilt hinsicht-
lich eines von der kantonalen Regierung 
erlassenen Veranstaltungsverbots analog 
dasselbe wie für die Bundesversammlung. 
Im Kanton Zürich ist die Kontrollfunktion 
des Kantonsrates insofern prononciert, als 
dass der Regierungsrat ihm Notverordnun-
gen unverzüglich zur Genehmigung vorzule-
gen hat (Art. 72 Abs. 2 KV).
Etwas komplizierter präsentiert sich die 
Rechtslage hinsichtlich eines bundes-
rechtlichen Verbotes. Nach Art. 185 Abs. 3 
BV dürfte der Bund u.U. auch in die Funkti-
onsweise kantonaler Behörden eingreifen. 
Ein Verbot kantonaler Parlamentssitzun-
gen wäre aber ein sehr schwerer Eingriff in 
die Eigenständigkeit der Kantone (Art.  47 
BV) und in die politischen Rechte der Bür-
gerinnen und Bürger (Art. 34 BV). Die Hür-
den für eine rechtmässige Anwendung 
von Art. 185 Abs.  3 BV und eine zulässige 
Einschränkung der politischen Rechte der 
Bürger i.S.v. Art. 36 BV sind entsprechend 
äusserst hoch und wurden aus unserer 
Sicht in der Coronavirus-Pandemie auch 
nicht erreicht. Während vonseiten des Bun-
des offenbar zunächst die Auskunft erteilt 
wurde, bei einer Sitzung des Kantonsrates 
würde es sich um eine Menschenansamm-
lung handeln, weshalb auch die Erteilung 
einer Ausnahmebewilligung ausgeschlos-
sen sei, wurde diese Einschätzung später 
zu Recht korrigiert.28

26 Uhlmann/Wilhelm, Kurzgutachten Sessionsdurch-
führung (Fn. 1), Rz. 20.
27 Ebd., Rz. 21.
28 Vgl. Stefan Hotz, Die Sitzung des Kantonsparla-
ments ist nun doch zulässig, NZZ vom 27. März 2020, 
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3.2. Interne Zuständigkeit  
für  Sitzungseinberufung  
und -abbruch

3.2.1. National- und Ständerat

National- und Ständerat werden durch ihre 
Büros einberufen (Art. 33 Abs. 1 ParlG). Die-
sen kommt bei der Bestimmung von Anzahl 
und Dauer der durchzuführenden Sessio-
nen aber nur wenig Spielraum zu. Nach 
langjähriger Praxis haben sie die Räte viel-
mehr zu vier ordentlichen, dreiwöchigen 
Sessionen pro Jahr einzuberufen. Sofern 
der Bundesrat oder ein Viertel der Mitglie-
der eines Rates dies verlangen, haben sie 
die Räte zudem zu einer ausserordentli-
chen Session einzuberufen (Art. 151 Abs. 2 
BV und Art. 2 Abs. 3 ParlG). Die Räte können 
weiter die Durchführung von Sonderses-
sionen beschliessen (Art. 2 Abs.  2 ParlG). 
Ein etwas grösserer Spielraum kommt 
den Büros hinsichtlich des Zeitpunkts der 
Sessionen zu. So werden die Sessions-
wochen von der Koordinationskonferenz, 
dem Zusammenschluss der beiden Büros 
(Art.  37 Abs.  1 ParlG), bestimmt (Art. 37 
Abs.  2 lit.  a ParlG). Bei den ordentlichen 
Sessio nen dürfte die Koordinationskonfe-
renz wohl immerhin aus guten Gründen von 
den traditionellen Terminen29 abweichen. 
Bei den ausserordentlichen schreibt das 
Gesetz grundsätzlich keine Einberufungs-
frist vor. Die Koordinationskonferenz darf 
die Einberufung aber nicht missbräuch-
lich verzögern; diese steht generell nicht 
im politischen Belieben bestimmter Gre-
mien.30 Eine gesetzliche Frist von drei Wo-
chen gilt im Fall einer ausserordentlichen 
Session zur Beratung eines Gegenstandes 
nach Art. 28 Abs. 3 oder Art. 34 Abs. 3 FHG. 

14; vgl. Uhlmann, Kurzgutachten Kantonsrat Zürich 
(Fn. 1), Rz. 7.
29 Für diese siehe BiaGGini (Fn. 10), Art. 151 N 4.
30 Ähnlich BarBara BrUn del re, in: Martin Graf/Cor-
nelia Theler/Moritz von Wyss (Hrsg.), Parlaments-
recht und Parlamentspraxis der Schweizerischen 
Bundesversammlung, Kommentar zum Parlaments-
gesetz (ParlG) vom 13. Dezember 2002, Basel 2014, 
Art. 2 N 13.

Gesetzlich nicht zugewiesen ist die Kom-
petenz zum Abbruch oder zum Unterbruch 
einer Session. Spezifische Regelungen für 
den Krisenfall bestehen nicht.
Tritt die Krise ausserhalb einer laufenden 
Session ein, kann sich die Frage stellen, 
ob eine bereits terminierte Session ab-
gesagt oder verschoben werden soll.31 
Bei einer schwerwiegenden Gefährdung 
könnte aus unserer Sicht u.U. ein gu-
ter Grund dafür vorliegen. Dabei ist aber 
zu berücksichtigen, dass das Parlament 
in der Krise grundsätzlich gerade keine 
Pause einlegen darf (vgl. Ziff.  2.3.). Ent-
sprechend ist es Aufgabe der Büros bzw. 
der Koordina tions konferenz  – sowie der 
Verwaltungsdelegation innerhalb ihres Zu-
ständigkeitsbereichs (vgl. Art. 39 ParlG) –, 
die Durchführung von Ratssitzungen un-
ter Vorkehrung der nötigen Massnahmen 
bestmöglich zu gewährleisten. Ausser-
dem ist auch darauf hinzuweisen, dass 
die Leitungsfunktion der Ratsbüros (vgl. 
Art. 35 Abs.  1 ParlG) nicht als hierarchi-
scher, sondern vornehmlich administra-
tiver Natur zu verstehen ist, was aus den 
ihnen zugewiesenen Aufgaben, aber auch 
aus dem Grundsatz der Gleichberechti-
gung der Ratsmitglieder hervorgeht.32 Ent-
scheidungen von grosser Tragweite, die 
nicht gesetzlich einem bestimmten Organ 
zugewiesen sind, sind deshalb vom je-
weiligen Ratsplenum zu treffen. Mangels 
einer Möglichkeit des Plenums, ohne Zu-
sammentreten über  einen Verzicht darauf 
zu entscheiden, müssen dies zwar u.U. die 
Ratsbüros übernehmen; sie handeln in die-
sem Moment aber in  einer Art «treuhände-
rischen» Funktion.
Tritt die Krise während einer laufenden 
Session ein, so stellt sich die Frage nach 
der Zuständigkeit für einen Ab- oder Unter-
bruch. Vertreten wird, dass die Kompetenz 

31 Uhlmann/Wilhelm, Kurzgutachten Sessionsab-
bruch (Fn. 1), Rz. 11 ff.
32 Vgl. martin GraF, Die Büros des Nationalrates und 
des Ständerates, Parlament 2/2015 14 ff.
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dazu im Sinne eines «actus contrarius» wie 
die Kompetenz zur Einberufung bei den 
Ratsbüros liegen müsse.33 Dagegen spricht 
aus unserer Sicht jedoch die administrative 
Natur ihrer Leitungsfunktion. Die Räte kön-
nen zudem ihre Büros bei der Festlegung 
der Traktanden überstimmen (Art. 9 Abs. 1 
litt. a GRN und Art. 6 Abs. 1 lit. a GRS). Eine 
analoge Korrekturmöglichkeit ist hinsicht-
lich eines Abbruchentscheids zwar nicht 
vorgesehen, drängt sich aber auf, da ein 
solcher die Frage der Traktanden umfasst 
und noch darüber hinausgeht. Einzuräu-
men ist, dass die Ratsbüros dann zum 
Abbruchsentscheid berufen erscheinen, 
wenn zwar innerhalb einer Session, aber 
ausserhalb von Sitzungen eine schwerwie-
gende, unmittelbare Bedrohung eintritt, 
angesichts derer es nicht vertretbar ist, 
dass die Ratsmitglieder zum Abbruchsent-
scheid zusammentreten.34 Angesichts der 
Signalwirkung eines solchen Entscheids 
wäre in diesem Fall allerdings ein Unter-
bruch der Session  – verbunden mit der 
Ankündigung einer baldmöglichsten Fort-
setzung – angemessener als ein Abbruch, 
auch wenn dies von den noch traktan-
dierten Geschäften her keine gros se Rolle 
spielen mag. Denkbar ist zudem, dass nur 
einer der beiden Räte seine Session ab- 
oder unterbricht; National- und Ständerat 
tagen zwar in der Regel an den gleichen Ta-
gen, aber getrennt. 

3.2.2. Kommissionen der  
Bundes versammlung

Zuständigkeitsfragen können sich auch 
hinsichtlich der Einberufung und der Ab-
sage von Kommissionssitzungen stellen. 
So war in der gegenwärtigen Krise fraglich, 
ob die Koordinationskonferenz mit der lau-
fenden Frühjahrssession auch sämtliche 
Kommissionssitzungen bis zur nächsten 

33 caroni/schmid (Fn. 8), 719. 
34 Was im Fall des Abbruchs der Frühjahrsses-
sion am 15. März 2020 wohl nicht gegeben war, vgl. 
Uhlmann/Wilhelm, Kurzgutachten Sessionsabbruch 
(Fn. 1), 33 ff.

Session absagen durfte.35 Für eine ent-
sprechende Kompetenz der Ratsbüros 
sprechen insbesondere deren Leitungsauf-
gabe sowie ihre Kompetenz zur Festlegung 
des Jahressitzungsplans der Kommissio-
nen (Art. 9 Abs. 1 lit. b GRN36; Art. 6 Abs. 1 
lit.  f GRS37) und ihre Auffangkompetenz, 
nach der sie «alle weiteren Fragen der Or-
ganisation und des Verfahrens» Rates be-
handeln (Art. 9 Abs. 1 lit. j GRN; Art. 9 Abs. 1 
lit. j GRS). Gegen eine entsprechende Kom-
petenz spricht hingegen die primär admi-
nistrative Natur ihrer Leitungsfunktion. Die 
Kommissionen sind – anders als die Rats-
büros – zudem von der Verfassung vorge-
sehene Organe der Bundesversammlung 
(Art. 153 BV). Bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben und insbesondere ihres Initia-
tivrechts kommt ihnen ein «Selbstbefas-
sungsrecht» zu.38 Gerade ihr Initiativrecht 
würde augenscheinlich beschnitten, wenn 
sie vor der nächsten Session keine Sitzun-
gen durchführen könnten. Analog zu den 
Ratssitzungen erscheinen die Ratsbüros 
aber dazu berufen, die Kommissionssit-
zungen im Fall einer schwerwiegenden, 
unmittelbaren Gefährdung der Kommissi-
onsmitglieder abzusagen bzw. zu verschie-
ben. Im Ergebnis erscheint eine Absage der 
Kommissionssitzungen durch die Ratsbü-
ros bzw. die Koordinationskonferenz nur, 
aber immerhin insoweit zulässig, als dass 
sie zur Gewährleistung der Sicherheit der 
Kommissionsmitglieder nötig ist.

3.2.3. Kantonale Parlamente

Auf kantonaler Ebene können sich ver-
gleichbare Fragen stellen. Im Kanton Zü-
rich liegen wie auf Bundesebene keine 
spezifischen Regelungen für den Krisenfall 

35 Dazu und nachfolgend Uhlmann/Wilhelm, Kurz-
gutachten Sessionsdurchführung (Fn.  1), Rz.  48 ff.; 
caroni/schmid (Fn. 8), 718.
36 Geschäftsreglement des Nationalrates vom 
3. Ok tober 2003 (SR 171.13).
37 Geschäftsreglement des Ständerates vom 
20. Ju ni 2003 (SR 171.14).
38 rUth lüthi, in: ParlG-Komm. (Fn. 29), Art. 44 N 3.
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vor. Der Kantonsrat tagt in der Regel wö-
chentlich (§ 6 Abs. 1 KRG), einberufen wird 
er durch seine Präsidentin oder seinen Prä-
sidenten (§ 6 Abs. 2 KRG). Die Einberufung 
kann von der Geschäftsleitung des Kan-
tonsrates, vom Regierungsrat oder von 30 
Kantonsratsmitgliedern verlangt werden 
(§  6 Abs.  2 KRG). Entsprechend wird nur 
zurückhaltend von einer Kompetenz der 
Geschäftsleitung zur Unterbrechung des 
Ratsbetriebes auszugehen sein, soweit 
keine schwerwiegende und unmittelbare 
Gefährdung vorliegt.

3.3. Sitzungsform
3.3.1. Bundesversammlung

Die Bundesverfassung schreibt vor, dass 
National- als auch Ständerat gültig ver-
handeln können, wenn die Mehrheit ihrer 
Mitglieder anwesend ist (Art. 159 Abs.  1 
BV). Damit ist die physische Präsenz im 
Ratssaal gemeint,39 wobei aber die Pra-
xis toleriert, dass sich Ratsmitglieder «in 
den angrenzenden Räumen des Rats-
saals» aufhalten.40 Bei dieser Rechtslage 
erscheint eine Durchführung von Ratssit-
zungen auf elektronischem Wege, etwa 
per Videokonferenz, als unzulässig.41 Es ist 
zudem davon auszugehen, dass sich mit 
der Form der Sitzungen auch die Qualität 
der Deliberation in den Räten verändern 
würde, da die Unmittelbarkeit einer phy-
sischen Versammlung verloren ginge.42 Die 
Einführung von Sitzungen auf elektroni-
schem Wege bedingt somit grundsätzlich 
eine Verfassungsänderung.43

Fraglich ist, ob die Bundesversammlung 
Sitzungen auf elektronischem Wege per 
Notverordnung nach Art. 173 Abs.  1 lit.  b 

39 BiaGGini (Fn. 10), Art. 159 N 2.
40 moritz von Wyss, in: ParlG-Komm. (Fn. 29), Art. 10 
N 6.
41 Dazu und nachfolgend Uhlmann/Wilhelm, Kurzgut-
achten Sessionsdurchführung (Fn. 1), Rz. 29 ff.; caro-
ni/schmid (Fn.8), 720.
42 Vgl. moritz von Wyss, in diesem Heft, der deshalb 
postuliert, dass elektronische Sitzungen nur tempo-
rär Ersatz bieten können.
43 Ebenso caroni/schmid (Fn. 8), 720.

i.V.m. lit. c BV einführen dürfte. Aus unserer 
Sicht kommt dies in Frage, wenn die Bun-
desversammlung ansonsten nicht mehr 
oder nur noch in verfassungsrechtlich nicht 
mehr vertretbarer Zusammensetzung (vgl. 
Ziff.  3.1.1.) zusammentreten könnte. Auf 
jeden Fall wäre nach Art. 165 Abs.  3 BV 
eine Änderung per dringlichem Bundesge-
setz möglich. Die physische Anwesenheit 
der Ratsmitglieder ist schliesslich kein 
Selbstzweck, sondern dient der Legitima-
tion von Verhandlungen und Entscheid. 
Weshalb dies in einem anderen Format 
ausgeschlossen sein soll, erscheint zumin-
dest nicht offensichtlich, namentlich, weil 
auch eine Durchführung mit keinen oder 
nur einer kleinen Zahl vulnerabler Per-
sonen gerade im Fall einer Pandemie als 
«verfassungsrechtlich belastet» bezeich-
net werden muss (vgl. Ziff. 3.1.1.). 

3.3.2. Kommissionen der 
 Bundesversammlung

Anders ist die Rechtslage bei Kommissi-
onssitzungen. Die physische Anwesenheit 
ist hier zumindest nicht ausdrücklich vor-
geschrieben; praktiziert werden teils auch 
Zirkularbeschlüsse. Soweit die Verfahrens-
vorschriften eingehalten werden können, 
wozu insbesondere die Vertraulichkeit ge-
hört (vgl. Art 47 ParlG), erscheinen Kommis-
sionssitzungen auf elektronischem Wege 
als zulässig.44 Die Ratsbüros beschlossen 
am 6. April 2020 denn auch, solche zuzu-
lassen und legten «Rahmenbedingungen 
für Kommissionssitzungen per Videokon-
ferenz» fest, wozu das Einverständnis der 
Präsidentin bzw. des Präsidenten sowie 
der Mehrheit der Mitglieder, die Eignung 
der traktandierten Geschäfte, die Nutzung 
des Programms «Skype for Business» mit 
der Vertraulichkeitsstufe «intern» und der 
Verzicht auf die Beratung von als «vertrau-
lich» klassifizierten Geschäfte gehörte.45

44 Vgl. zum Ganzen caroni/schmid (Fn. 8), 718.
45 Medienmitteilung der Parlamentsdienste vom 
6. April 2020, abgerufen am 17. Mai 2020 unter https:// 
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3.3.3. Kantonale Parlamente

Es erscheint klar, dass im Fall des Kantons 
Zürich die für die Verhandlungs- und Be-
schlussfähigkeit nach §  3 KRG verlangte 
Anwesenheit einer Mehrheit der Kantons-
ratsmitglieder  – gleich wie bei der Bun-
desversammlung  – physische Präsenz 
meint. Die Kantonsverfassung schreibt 
öffentliche Verhandlungen vor (Art. 53 KV), 
äussert sich zu deren Form aber nicht, wo-
mit zumindest kein verfassungsrechtliches 
Hindernis für eine rasche Verankerung von 
Sitzungen auf elektronischem Wege auf 
Gesetzesstufe bestünde. 
Ausser Betracht fällt aus unserer Sicht die 
Anwendung der in Art. 6b COVID-19-Ver-
ordnung 2 enthaltenen Erleichterungen für 
Versammlungen von Gesellschaften auf 
Parlamentssitzungen, da die Hürden für 
einen Eingriff des Bundesrates in organi-
satorische Belange kantonaler Parlamente 
gegenwärtig nicht erreicht wurden (vgl. 
Ziff. 3.1.2.). Es ist auch sehr fraglich, ob die 
Anwendung dieser Bestimmung auf politi-
sche Organe intendiert war.46

3.4. Sitzungsort
3.4.1. Bundesversammlung

Die Bundesversammlung tagt grundsätz-
lich in Bern (Art. 32 Abs.  1 ParlG). Aus-
nahmsweise kann sie an einem anderen 
Ort versammeln, wobei dazu ein einfacher 
Bundesbeschluss nötig ist (Art. 32 Abs.  2 
ParlG). Klar erscheint, dass bei Unmög-
lichkeit einer Versammlung in Bern auch 
ohne einfachen Bundesbeschluss eine 
Versammlung an einem anderen Ort mög-
lich sein muss. Vorgeschlagen wird, dass 
die Kompetenz der Nationalratspräsiden-
tin oder dem Nationalratspräsidenten zu-
kommen solle.47 In der gegenwärtigen Krise 

www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm- 
information-2020-04-06.aspx.
46 Anders andreas Binder/david hoFstetter/Janina Bi-
land/claUdia Bollmann, Der Anwendungsbereich von 
Art. 6a COVID-Verordnung-19-Verordnung 2, Juslet-
ter 6. April 2020 13 ff.
47 Boris BUrri, in: ParlG-Komm. (Fn. 29), Art. 32 N 9.

spielte diese Frage keine Rolle, da nicht 
vorgeschrieben ist, dass die Sitzung im 
Bundeshaus stattfindet.48

3.4.2. Kantonale Parlamente

In den Kantonen bestehen unterschiedli-
che Regelungen. Keine Einschränkung hin-
sichtlich des Sitzungsorte besteht im Kan-
ton Zürich. Das Kantonsratsgesetz schreibt 
keinen bestimmten Sitzungsort vor.

3.5. Sitzungsrhythmus
3.5.1. Bundesversammlung

National- und Ständerat versammeln sich 
in der Regel zu vier dreiwöchigen ordent-
lichen Sessionen pro Jahr (vgl. Ziff. 3.2.1.). 
Hinzu kommen wenige ausserordentliche 
sowie Sondersessionen. Eine Änderung 
des Sitzungsrhythmus in Krisensituatio-
nen ist nicht vorgesehen; einzig schreiben 
Art. 28 Abs. 3 bzw. Art. 34 Abs. 4 FHG vor, 
dass eine ausserordentliche Session zur 
Beratung dringlicher Verpflichtungs- oder 
Nachtragskredite innert drei Wochen statt-
zufinden hat. 
An der ausserordentlichen Session vom 
4. bis am 6. Mai wurden neben dringlichen 
Krediten – für deren Beratung die von Art. 
28 Abs. 3 bzw. Art. 34 Abs. 4 FHG vorgese-
hene Frist überschritten wurde49 – u.a. Mo-
tionen beraten, mit denen das Parlament 
auf Notverordnungen des Bundesrates 
Einfluss zu nehmen versuchte, aber auch 
dringliche Bundesgesetze verabschiedet. 
Das Parlament nimmt seine Funktion in der 
Krise also grundsätzlich wahr. Es fragt sich 
jedoch, ob der Einschub einer dreitägigen 
Session dazu genügt. In zwei Fällen – der 
Schaffung einer gesetzlichen Grundlage 
für die sogenannte Contact-Tracing-App 
sowie für einen Mieterlass für durch die 
Krise stark betroffene Unternehmen  – 
reichte die Zeit jedenfalls nicht für einen 
Beschluss, was wohl zugleich auf die Kom-

48 Vgl. zum Ganzen caroni/schmid (Fn. 8), 719.
49 Vgl. Uhlmann/Wilhelm, Kurzgutachten Sessions-
abbruch (Fn. 1), Rz. 49 ff.
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plexität der Regelungen wie auch auf deren 
Umstrittenheit in den Details zurückzufüh-
ren war. Das Parlament dürfte ohne weitere 
Sessionen bald in Rücklage geraten, da der 
Gesetzgebungsprozess in der Bundesver-
waltung ja nicht stehengeblieben ist.

3.5.2. Kantonale Parlamente

Auch bei kantonalen Parlamenten kann 
die Krisenbewältigung u.U. zusätzliche 
Sitzungen erfordern. Der St. Galler Kan-
tonsrat etwa trifft sich zu fünf ordent-
lichen Sessionen pro Jahr, kann aber auch 
ausserordentliche durchführen (Art. 58 f. 
GeschKR50). Von Vorteil erweist sich wo-
möglich ein wöchentlicher Sitzungsrhyth-
mus, wie ihn der Kanton Zürich kennt (vgl. 
Ziff. 3.2.3.).

4. Erste Schlussfolgerungen

Die Coronavirus-Pandemie hat aufgezeigt, 
dass die Parlamente für den Krisenfall 
organisations- und verfahrensrechtlich 
schlecht gerüstet sind. Die bestehenden 
Mängel werden mit etwas Abstand noch 
im Detail aufzuarbeiten sein  – gerade 
auch, was die kantonale Ebene betrifft, 
die dieser Beitrag nur streift. Bereits jetzt 
lassen sich aus unserer Sicht jedoch erste 
Schlussfolgerungen ziehen:
• Die Parlamente sind auch oder gerade in 

der Krise gefordert. Ihre Funktionsweise 
liegt in ihrer eigenen Zuständigkeit und 
darf nicht durch die Exekutive bestimmt 
werden. Dies wäre vor der Krise wohl als 
selbstverständlich angesehen worden – 
doch insbesondere aufgrund des Man-
gels an Vorschriften für den Krisenfall 
bestanden hier bedenklich grosse Unsi-
cherheiten.

• Entsprechend sollten organisations- 
und verfahrensrechtliche Regelungen für 
den Krisenfall geschaffen werden. Ins-
besondere sollte festgelegt werden, wel-

50 Geschäftsreglement des Kantonsrates vom 
24. Oktober 1979 (sGS 131.11).

che Grundsatzentscheide betreffend die 
Durchführung von Parlamentssitzungen 
in die Kompetenz des jeweiligen Ratsple-
nums fallen, und unter welchen Bedin-
gungen stattdessen bestimmte Ratsor-
gane an der Stelle des Plenums solche 
Entscheide treffen dürfen. 

• Auch Sitzungen auf elektronischem 
Wege sollten geregelt werden, soweit sie 
zugelassen werden sollen. Zu beachten 
ist, dass per Videokonferenz nicht die-
selbe Unmittelbarkeit wie bei einer phy-
sischen Versammlung hergestellt wer-
den kann.51 Gerade wenn besonders 
 gefährdete Parlamentsmitglieder an-
sonsten nicht an Sitzungen teilnehmen 
können oder ein Ratsplenum entschei-
den sollte, ob es angesichts einer akuten 
Gefahr zusammentreten will oder nicht, 
könnten elektronische Teilnahme- bzw. 
Abstimmungsmöglichkeiten aber wert-
voll sein.

• Bei der nachträglichen Aufarbeitung 
der Krisenbewältigung werden die Par-
lamente nicht nur das Handeln der Re-
gierungen, sondern auch ihr eigenes 
sorgfältig prüfen müssen. Zumindest die 
Bundesversammlung wird zudem ihre 
Rolle in der weiteren Krisenbewältigung 
laufend prüfen müssen, da ihr dabei 
und insbesondere bei der Überführung 
des bundesrätlichen Notrechts in die 
Gesetzgebung das Parlament eine zen-
trale Rolle zukommt. Um ihre Aufgaben 
wahrnehmen zu können, muss sie gege-
benenfalls ihren Sitzungsrhythmus vor-
übergehend erhöhen. l

51 Vgl. moritz von Wyss, in diesem Heft.


